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Der Bundesminister 

Eür Wohnungswesen, Städtebau Bad Godesberg, den 13. Juli 1962 

und Raumordnung 
Z W 3 - 4117/62 


Der Bundesminister der Verteidigung 

U II 5 - 45-30-04-03 


Bonn, den 13. Juli 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wohnungsbau, Eigentumsbildung und Mietbeihilfen 
für die Bundeswehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache IV/569 — 


Die Kleine Anfrage vom 29. Juni 1962 beantworten wir namens 
der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister der Finanzen wie folgt; 

Zu 1. 

Seit Beginn der Wohnungsfürsorge hat die Bundesregierung 
Eigentumsmaßnahmen für die Bundesbediensteten gefördert. 
In folgerichtiger Anwendung der Grundsätze des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes wurden die Förderungsmöglichkeiten ständig 
verbessert, zuletzt durch die Familienheimrichtlinien vom 
15. Februar 1960 in der Fassung vom 20. September 1961. Die 
Bundesbediensteten machen von diesen Förderungsmöglichkei- 
ten in zunehmendem Maße Gebrauch. Sie können danach u. a. 
Familienheime selbst errichten oder erwerben. Um darüber hin- 
aus den Erwerb von Familienheimen zu erleichtern, wird bei 
der Erstellung von Wohnsiedlungen für Bundesbedienstete an- 
gestrebt, größere Wohnungen nach Möglichkeit in der Form der 
Einfamilienreihenhäuser zu errichten. Die Bauherren haben sie 
auf Grund einer Verkauf sauf läge auf Verlangen zu veräußern. 
Nur Bauherren, die bereit sind, eine derartige Verkaufsauflage 
zu übernehmen, können Baudarlehen erhalten. Diese Grundsät- 
ze gelten in vollem Umfange auch für die Angehörigen der Bun- 
deswehr, obwohl ihre Anwendung hier wegen der Struktur der 
Bundeswehr und der häufigen, dienstlich gebotenen Versetzun- 
gen der Soldaten mitunter zu Schwierigkeiten führt. 
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Soweit in Verträgen für Bauvorhaben aus früherer Zeit eine 
Verkaufsauflage für Einfamilienhäuser nicht enthalten ist, be- 
steht keine rechtliche Möglichkeit, die Veräußerung durchzuset- 
zen. Durch Verhandlungen konnte erreicht werden, daß sich 
auch in diesen Fällen eine Anzahl von Bauherren zur Veräuße- 
rung bereit erklärt hat. 

Die vom Bund geförderten Geschoßwohnungen sollen den 
außerordentlich großen Bedarf an Mietwohnungen auf lange 
Sicht sicherstellen. Bei dem häufigen Personalwechsel, der u. a. 
auf dienstlich gebotenen Versetzungen bei einzelnen Verwal- 
tungszweigen (insbesondere bei der Bundeswehr) beruht, 
müssen jederzeit vermietbare Wohnungen vorhanden sein. 

Die Förderung von Geschoßwohnungen ausschließlich zu dem 
Zweck, sie als Eigentumswohnungen zu veräußern, empfiehlt 
sich nur in Orten, an denen ein größerer Bedarf hierfür besteht. 
Wo Interessenten in genügender Zahl auftreten, wird diesen 
Wünschen nach Möglichkeit entsprochen. 

Zu 2. 

Der Bundeswehr steht wie den sonstigen Bedarfsträgern ein 
Mitspracherecht bei der Erstellung der für sie bestimmten Woh- 
nungen zu. Die Wohnungen werden nach den „Baufachlichen 
Bestimmungen'^ vom 7. Juli 1961 errichtet und ausgestattet, die 
wir miteinander abgestimmt haben und die für alle Bedarfsträ- 
ger gelten. In diesem Rahmen werden die Wünsche der Bedarfs- 
träger hinsichtlich der Wohnungsgröße und der Ausstattung 
berücksichtigt. Die Wohnungsfürsorge bietet den Bediensteten 
neuzeitliche Wohnungen, die deren wirtschaftlicher Leistungs- 
fähigkeit angepaßt und in der Miete nach Größe und Ausstat- 
tung abgestuft sind. Hinsichtlich einer gewissen Annäherung 
der Wohnungseinteilung bei den einzelnen Bauvorhaben wird 
z. Z. noch verhandelt. Die Verantwortung für die Gestaltung 
der Wohnungen sowie für die finanziellen und wirtschaftlichen 
Belange trägt nach der Aufgabenteilung innerhalb der Bundes- 
regierung der Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung. 

Zu 3. a) 

Sinn und Zweck der Wohnungsfürsorge des Bundes ist zuvor- 
derst die Schaffung und Bereitstellung von Wohnungen am 
Dienstort, um die Familien zusammenzuführen und die hohen 
Summen an Trennungsentschädigung einzusparen. Deshalb kön- 
nen auch Familienheime nur gefördert werden, wenn sie am 
Dienstort oder in angemessener Nähe liegen und vom Bundes- 
bediensteten und seiner Familie tatsächlich bewohnt werden. 
Nur für Ruheständler ist ausnahmsweise eine Förderung an je- 
dem beliebigen Ort des Bundesgebietes zugelassen, wenn sie 
am Dienstort eine Wohnung freimachen, an der der Bund ein 
dringendes Interesse hat. Die Darlehen können bereits 2 Jahre 
vor der Pensionierung beantragt und gewährt werden. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt, an diesen Grundsätzen festzuhalten. 
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Zu 3. b) 

Der Bau von Familienwohnungen muß angesichts des großen 
Bedarfs im Wohnungsbau für die Bundesbediensteten den Vor- 
zug haben. Aber auch Einzimmerwohnungen (sogenannte Ap- 
partements) werden seit Jahren in zunehmendem Maße geför- 
dert. Von den bisherigen Bestimmungen, die eine Altersgrenze 
von 35 Jahren für Wohnungszuweisungen an ledige Bundes- 
bedienstete vorsahen, werden dann Ausnahmen zugelassen, 
wenn dies zur Schaffung und Erhaltung von dringend benötig- 
tem Personal notwendig ist. 


Zu 3. c) 

Wohnungen in einfacher Ausstattung, die daher auch in der 
Miete niedriger sind, werden nach den Richtlinien des Bundes- 
ministers der Verteidigung über die Wohnungsvergabe vom 
6. Februar 1961 Angehörigen der Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 9 Vorbehalten, denen erforderlichenfalls Zuschüsse nach den 
Richtlinien des Bundesministers der Verteidigung vom 10. Juli 
1959 in der Fassung vom 21. Juli 1960 gewährt werden können. 
Angehörigen höherer Besoldungsgruppen werden in der Regel 
besser ausgestattete Wohnungen zugeteilt. Soweit in begründe- 
ten Ausnahmefällen Angehörigen der Besoldungsgruppen A 10 
und A 11 die Mieten dieser Wohnungen zu hoch sein sollten, 
können ihnen, falls Angehörige niedrigerer Besoldungsgrup- 
pen dadurch nicht benachteiligt werden, Wohnungen einfacher 
Ausstattung zugewiesen werden. Eine Erweiterung des Kreises 
der Berechtigten für Wohnungszuschüsse auch auf die Besol- 
dungsgruppen A 10 und A 11 ist jedoch z. Z. nicht beabsichtigt. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung wird wie bisher planmäßig alle Maßnah- 
men ergreifen oder fortsetzen, um die Häufigkeit von Verset- 
zungen auf das unter den heutigen Verhältnissen unumgängli- 
che Maß herabzumindern. Allen Vorgesetzten obliegt die 
Pflicht, Härten aus Anlaß von Versetzungen nach Möglichkeit 
durch eine schnelle Familienzusammenführung zu mildern. 

Bei der Versetzung verheirateter Angehöriger der Bundeswehr, 
insbesondere solcher mit mehreren Kindern, sind dennoch 
Härten mitunter nicht auszuschließen. In jedem Einzelfall wird 
daher aus Gründen der Fürsorge wie auch der Einsatzbereit- 
schaft der Bundeswehr geprüft, ob und wann Versetzungen 
wirksam werden und für welchen Zeitraum sie gelten sollen. 
Schon ein Hinausschieben des Versetzungstermins, die Zusiche- 
rung längeren Verbleibens am neuen Dienstort und die schnelle 
Wohnungszuweisung bringen meist Erleichterungen. Schwierig- 
keiten ergeben sich regelmäßig bei Angehörigen der Bundes- 
wehr, deren Kinder eine weiterführende Schule besuchen oder 
in der Berufsausbildung stehen. Wegen der oft von Ort zu Ort 
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verschiedenen Schulsysteme stößt die Familienzusammenfüh- 
rung auch dann auf Schwierigkeiten, wenn genügend Wohnun- 
gen zur Verfügung stehen. Im Gegensatz zu den Unteroffizie- 
ren der ehemaligen Wehrmacht, die nur 12 Jahre dienten, sind 
auch die heutigen Berufsunteroffiziere, die bis zum Erreichen 
der Altersgrenze im Dienst bleiben, durch ihre erv/achsenen 
Kinder hiervon betroffen. Eine Einschränkung von Versetzun- 
gen nur für Verheiratete widerspräche jedoch den dienstlichen 
Erfordernissen und den Laufbahnwünschen der Betroffenen. 

Das Ziel, mit relativ wenig Versetzungen eine hohe Einsatzbe- 
reitschaft und eine zweckmäßige Laufbahngestaltung zu ge- 
währleisten, wird erst nach Beendigung des Aufbaues der 
Bundeswehr ganz zu erreichen sein. 


Lücke 


Strauß 
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